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Der BRD-Schwindel

Einleitung zu den Fakten über den BRD 
Schwindel

Die BRD-Juristen, angefangen von den mens-
chen- und völkerrechtlich illegalen Bun-
desverfassungsrichtern, Staatsrechtlern, 

Juraprofessoren und sonstigen Juristen ignorieren 
planmäßig alle Vorträge zum juristischen Chaos im 
Zusammengang mit der fehlenden Legitimation 
des Besatzungskonstrukts BRD. Sie wollen damit 
die ungesetzliche Beanspruchung von Deutschen 
mit der Reichsstaatsangehörigkeit durch BRD-
Organe noch solange als möglich absichern, um 
das deutsche Volk wirtschaftlich und existenziell 
möglichst vollständig zu verderben. Rechtsstaat-
liche Grundsätze sind dabei längst aufgegeben 
und abgeschafft. Usurpatoren in BRD-Ämtern 
als Privatpersonen bereichern sich ungehemmt, 
erhöhen ständig die Kosten der Lebenshaltung 
für jeden Einzelnen, verschleudern Hoheitsrechte, 
Reichsgebiete und Volksvermögen. Unter Berufung 
auf die Menschenrechte, Charta der UN, die All-
gemeinen Menschenrechtserklärungen der UN, 
die Europäische Menschenrechtskonvention, das 
Besatzungsrecht und selbst das – scheinbar und 
dem Volk vorgegaukelt geltende Grundgesetz Art. 
20 (4) – wird zum absoluten Widerstand gegen die 
BRD-Willkür aufgerufen und die Schaffung eines 
deutschen Rechtsstaates gefordert, in dem die öf-
fentlich bestellten und juristischen Hochverräter 
in der BRD selbst nach dem Grundgesetz endlich 
vor Gericht gestellt werden.

Und die Streichung des Grundgesetz Art. 23 schon 
vor dem 03.10.2005, tatsächlich schon am 18.07.1990, 
hat eine fatale Unstimmigkeit in BRD-Lügengebilde 
bewirkt – Grundgesetz Art. 144 verlor seine Basis:

Art 144 Grundgesetz

(1) Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch 
die Volksvertretungen in zwei Dritteln der deuts-
chen Länder, in denen es gelten soll. (2) Soweit die 
Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in 
Art. 23 aufgeführten Länder oder in einem Teil eines 
dieser Länder Beschränkungen unterliegt, hat das 
Land oder der Teil des Landes das Recht, gemäß 
Artikel 38 Vertreter in den Bundestag und gemäß 
Art. 50 Vertreter in den Bundesrat zu entsenden.

Dem Grundgesetz ist damit vermutlich schon am 
18.07.1990, spätestens aber am 29.09.1990 der geo-
graphische Erstreckungsbereich entzogen worden, 
es gilt mit allen nachfolgenden Änderungen daher 
seit spätestens dem 29.09.1990 nicht mehr auf dem 
Gebiet der Bundesländer als okkupiertes Teilgebiet 
des Deutschen Reiches in der BRD. Und damit haben 
auch alle auf das Grundgesetz gestützten sonstigen 
BRD-Gesetze ab 1990 keine Rechtsgrundlage mehr.

Merkt so etwas eigentlich kein einziger BRD-Staats-
rechtler, Bundestagsabgeordneter oder uneinges-
chränkt zur Berufsausübung zugelassener Vollju-
rist?

Auch die Behauptung, dass das Grundgesetz ja für 
das ganze Deutsche Volk gilt, ist keine ausreichende 
Beschreibung für den Geltungsbereich des Grundge-
setzes.

Erstens gibt es das so genannte Deutsche Volk in 
der BRD nicht, weil die völkerrechtswidrigen Schei-
neinbürgerungen durch das Besatzungskonstrukt 
OMF-BRD mit Besatzungsmachtabsicht niemals ein 
Deutsches Volk, wie sie es sieht, entstehen lassen hat.
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Der BRD-Schwindel

Einleitung zu den Fakten über den BRD Schwindel

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit “Deutsch” 
durch die BRD ist nichtig und dient der Verschleie-
rung des Völkermords sowie der vorsätzlichen Täus-
chung im Rechtsverkehr!

Zweitens kann das Deutsche Volk nur aus Staatsan-
gehörigen des Deutschen Reiches mit unmittelbarer 
Reichsangehörigkeit bestehen! Die BRD kann dieses 
nicht als eigenes Staatsvolk beschlagnahmen.

Drittens hat der kollaborierende BRD-Gesetzgeber 
unter Druck der Siegermächte die Reichsstaatsan-
gehörigen im Ausland auch nicht unter das Grundge-
setz zwingen können.

Die vorgegaukelte Fiktion einer sicheren und ver-
lässlichen rechtsstaatlichen Überwachung der 
deutschen Bundes- und Landesregierungen und 
ihrer verdeckten Handlanger bei missbräuchli-
cher Anwendung von Recht und Ordnung muss 
durch zahlreiche gegenteilige Belege in das Reich 
GRIMM`scher Märchen verwiesen werden.

Die Gesetzgebung eines Lausch- und Schnüffelsys-
tems in der BRD, die alle bisher bekannte obrig-
keitsstaatliche Willkür aufgrund des Einsatzes der 
derzeitigen und zukünftigen Technik in der Elektro-
nik weit übertrifft, stellt insbesondere Sparer, Sel-
bständige, Existenzgründer und Unternehmer vor 
Überlegungen, ob eine wirtschaftliche Tätigkeit mit 
der Schaffung von Arbeitsplätzen in Deutschland 
überhaupt noch eine wählbare Alternative sein 
kann. Der Autor wird ausführlich aufzeigen, dass 
jeder, welcher es sich leisten kann, diese Frage mit 
Nein beantworten müsste, wenn er sich über das 
bestehende deutsche Gesamtsystem zur Enteignung 
von jeglichem Besitz, z.B. von Grundstücken, und 
Rechten, z.B. erworbenen Rentenansprüchen, völlig 
im Klaren ist. Der Besuch der Mittelmeerküsten bes-
tätigt eine solche Entscheidung für Zweifelnde leicht 
durch schon hunderttausende geflohene ehemalige 
deutsche Leistungsträger! Ersetzt wurden und wer-
den diese durch weitgehend sprachunkundige aus-

ländische Zuwanderer, welche ihre grundgesetzlich 
verbrieften Rechte kaum kennen noch einfordern 
können. Die Kombination der entzogenen Bürger-
rechte ist es, die jeglichen weiteren Leistungswillen 
ausbremsen wird. Eine kleine Liste:

HARTZ IV-Hausbesuche, Verwanzung, Lauschan-
griff, Grenzenloses Lauschen, Elektronischer 
Staubsauger, Wirtschaftsspionage durch “Partner” 
in EU und NATO, Schleierfahndung, Rasterfah-
ndung, Zusammenfassung von Geheimdiensten 
und Polizei in gemeinsamen Büros, Telekommu-
nikations-Überwachungsverordnung, Abschaffung 
des Bankengeheimnisses, Zentrale deutsche Kon-
tendatei, Präventive Vermögensbeschlagnahmung, 
Steuernummer auf jedem Kostenbeleg und jeder 
Quittung, Geldwäschegesetz, Fußfessel, Hundechip 
= Herrchenidentifikation, Patientenchipkarte, Bio-
metrische Merkmale auf Ausweisen, “Fälschungssi-
chere” KFZ – Kennzeichen, Sozial – Datenverbund, 
Ortung des Handys, Satellitenortung, Gen-Analysen-
Missbrauch, Straßenmaut, Videoüberwachung des 
Straßenverkehrs, Bundeswehreinsatz im Innern, 
EDV-lesbare Patientenkarte, EU-Haftbefehl etc.!

Zu diesen die Wirtschaft unmittelbar tangierenden 
Begriffen müssen zahlreiche Gesetze und Vorschrif-
ten berücksichtigt werden, welche schwersten 
wirtschaftlichen Schaden angerichtet haben oder 
anrichten werden. Finanzgesetze wie zum Beispiel 
die neuesten Vorschriften bei der Umsatzsteuer und 
der Betriebsführung mittels elektronischer Daten-
verarbeitung geben den BRD-Schnüfflern schon das 
Eindringen in Unternehmensrechner frei. Private 
und Unternehmens-Fire-Walls werden so umgangen 
und Auslandspionen geöffnet!

Die angebliche Kontrolle durch unabhängige, ge-
setzliche Richter gibt es in der BRD nicht. Diese sind 
lediglich die Erfüllungsgehilfen der Parteien, die 
sie einsetzen!
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Einleitung zu den Fakten über den BRD Schwindel

Die Bundesrepublik Deutschland ist kein Rechtss-
taat. Sie ist nichts anderes als eine Juristen- und 
Parteiendiktatur und wird geführt von juristisch 
gebildeten “Verfassungs”hochverrätern nach dem 
angeblich geltenden Grundgesetz im Staatsstreich 
von oben. Die politisch nach Parteienproporz 
bestimmten Richter des BVerfG selbst haben die 
Rechtssicherheit abgeschafft.

Zahlreiche Gerichtsentscheidungen und StA-
Bescheide sind mittlerweile nackte Diktate ohne 
unabhängige gesetzliche Richter, rechtliches Gehör 
und faire Verfahren durch unbekannte Personen 
ohne Verhandlung. Dabei wird in großem Umfang 
der Anwaltszwang und mit so genannten ärztlichen 
Gutachtern die Zwangspsychiatrisierung eingesetzt, 
um Rechtsuchenden die eigene Postulationsfähi-
gkeit und ihre bürgerlichen Rechte insgesamt zu 
verwehren.

Mit der dem Volk entrissenen und diktatorisch miss-
brauchten Gewalt verbünden sich BRD-Legislative, 
BRD-Judikative und BRD-Exekutive unter ständig 
erweiteter Abschaffung der Gewaltentrennung 
nach dem Grundsatzprinzip einer Demokratie zu 
einer kollusiven, nach juristischem Standesrecht 
verschworenen Gemeinschaft gegen Nichtjuris-
ten, welche die Freiheits- und Menschenrechte 
vieler Deutscher sukzessive einschränkt oder ganz 
beseitigt.

Die umfassende Verweigerung des gesetzlichen 
Richters, des rechtlichen Gehörs und des fairen 
Verfahrens sind dabei die einschneidenden Voraus-
setzungen, jedermann in Deutschland nach Belieben 
und Auswahl durch richterliche Rechtsbeuger um 
Hab und Gut, Rechte, psychische und physische In-
tegrität und letztlich um die persönlichen Freiheiten 
zu betrügen.

Begleitet werden diese Machenschaften durch 
das Beitreiben von bewusst hoch festgesetzten Ge-
richtsgebühren, durch überhöhte öffentliche Ge-

bühren- und Abgabenforderungen, welche korrupte 
Politiker zur eigenen und zur Sanierung öffentlicher 
Haushalte nach bewusster Vernichtung von Vermö-
gen des deutschen Volkes wieder beischaffen wollen, 
und Verfolgung zahlloser Bürger mit rechtsstaatlich 
unbegründbaren Zwangsvollstreckungen, eidess-
tattlichen Versicherungen, Strafverfolgungen und 
schlussendlich Haft oder Zwangspsychiatrisierung.

Diesem durch und durch abartigem Gebaren in der 
BRD den dort Lebenden gegenüber fehlt bei genauer 
Betrachtung allerdings jegliche Rechtsgrundlage 
sowohl nach dem angeblich geltenden Grundge-
setz als auch nach EU-Recht und Völkerrecht. Die 
folgende Ausarbeitung kann und sollte daher bei je-
der Beanspruchung eines Einzelnen durch BRD-Or-
gane in der vorgegebenen Form als Begründung zu 
Widersprüchen bei Bescheiden von Behörden und 
Gerichtsverfahren jeglicher Art vorgelegt werden, 
weil diese eine juristisch insgesamt kaum widerleg-
bare Zusammenfassung zum rechtsstaatswidrigen 
Auftreten von BRD-Organen gegenüber Deutschen 
enthält. Es besteht nach dem internationalen Völ-
kerrecht, den Menschenrechtskonventionen der 
UNO und der EU sowie selbst nach dem angeblich 
noch geltenden Grundgesetz der BRD und seiner 
verdrehten Rechtsauslegung der Anspruch auf 
eine gerichtlich nachvollziehbare und rechtsstaats-
konforme Klärung unter Aussetzung jeglicher Voll-
streckung bis zum rechtskräftigen Entscheid nach 
völkerrechtlichen Grundprinzipien.

1) VON ARNIM, HANS HERBERT: Der Staat als Beute 
– Wie Politiker in eigener Sache Gesetze machen, 
Droemersche Verlagsanstalt TH. Knaur Nachf., 
München, 1993

2) LINDLAU, DAGOBERT: Der Mob – Recherche zum 
organisierten Verbrechen, Deutscher Taschenbuch 
Verlag GmbH & Co. KG, München , 1. Auflage Ok-
tober 1989
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